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soren und -rektoren leisteten Aufbauhilfe an Universitäten und Fachhochschu-
len der neuen Bundesländer. Was die Lehrerschaft und die Wissenschaftler, die
sich in ungewohnte gesellschaftliche Verhältnisse, neue soziale Systeme und
neue Lehrinhalte hineinfinden mußten, in den Jahren der Umgestaltung
menschlich und sachlich geleistet haben, entzieht sich weithin der statistischen
Aufrechnung. Es waren insgesamt Hunderttausende, die sich in völlig neue
Verhältnisse hineinfinden und hineinarbeiten mußten und das auch getan
haben. Wir sollten das nicht übersehen!

Die Freude über schon Erreichtes darf nun allerdings unseren Blick auch nicht
trüben für all das, was erst noch getan werden muß. Manchmal habe ich den
Eindruck, anstelle jedes zufriedenstellend gelösten Problems werden gleich
zehn neue sichtbar. Auch die Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen
der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Einheit“ wird hier keine Patentre-
zepte vorschlagen, wir werden sie auch heute bei dieser Anhörung nicht ent-
wickeln können. Unsere Anhörung wird aber, da bin ich ganz sicher, deutlich
machen, wo die eigentliche Stärke unserer demokratischen Gesellschaft liegt:
In dieser demokratischen Gesellschaft dürfen Probleme offen benannt, darf
über Lösungsmöglichkeiten diskutiert und auch gestritten werden. Das ist oft
recht anstrengend, macht zugleich aber immer wieder deutlich: Wir alle tragen
Verantwortung. Ruhe ist nicht mehr die erste Bürgerpflicht. Wir brauchen die
Gestaltung unserer Zukunft nicht mehr der Weisheit irgendwelcher ZK-Ge-
rontokraten zu überlassen, sondern sind aufgefordert, uns zu beteiligen, uns
einzumischen, nachzufragen, Vorschläge zu erarbeiten und zu unterbreiten. Ich
hoffe, daß unsere heutige Anhörung, der ich von hier aus ein gutes Gelingen
wünsche, einen weiteren Beitrag zur Überwindung der Folgen der SED-Dik-
tatur auch im Bereich von Wissenschaft und Bildung zu leisten vermag.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und bitte nun den ersten der von uns Ein-
geladenen, Herrn Professor Oskar Anweiler aus Bochum, um seinen Beitrag
zum Thema „Die politische Instrumentalisierung von Bildung und Wissen-
schaft in der DDR und ihre Folgen“. Bitte, Herr Professor.

Prof. Dr. Oskar Anweiler: Das Thema, um das man mich im Einleitungsrefe-
rat gebeten hat – “Die politische Instrumentalisierung von Bildung und Wis-
senschaft in der DDR und ihre Folgen“ –, ist kein neues Thema. Daß Bildung
und Wissenschaft in der DDR politisch instrumentalisiert worden sind, ist
unumstritten; diskutiert und teilweise unterschiedlich beurteilt wird jedoch, in
welchem Ausmaß das geschah, wie die Auswirkungen auf die einzelnen wis-
senschaftlichen Disziplinen oder auf die Schule waren und mit welchen Folgen
wir vielleicht heute noch rechnen müssen. Was ich Ihnen im folgenden vortra-
gen möchte, beruht auf einer über dreißigjährigen wissenschaftlichen Beschäf-
tigung mit der Bildungspolitik und der pädagogischen Entwicklung in den
ehemals kommunistisch regierten Staaten Osteuropas, vornehmlich der So-
wjetunion, Polens und der DDR. Ich erwähne das, weil es keine isolierte Ent-
wicklung in dem zweiten deutschen Staat gegeben hat, und daß deswegen viele
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Probleme, mit denen wir es jetzt in Deutschland zu tun haben, auch für andere
ehemals kommunistisch regierte Staaten und postkommunistische Gesell-
schaften gelten. Aus einer vergleichenden Perspektive lassen sich die Spezifika
der Entwicklung im Bildungs- und Wissenschaftsbereich von 1945 bis 1990 in
der DDR schärfer herausarbeiten, ging es doch um einen Systemgegensatz
innerhalb einer Nation.

Da ich die Protokolle der ersten Enquete-Kommission und die Expertisen
sorgfältig gelesen habe (vor allem den Band III der Materialien mit seinen drei
Teilbänden), mußte ich mich auch fragen, ob es überhaupt etwas Neues zu
unserem Thema zu sagen gibt. In einem Sondervotum im Bericht der ersten
Enquete-Kommission wurde zwar festgestellt, daß im Bereich Wissenschaft
und Forschung „für die hier notwendige und hinreichende Akkuratesse die
systematische Klärung einer Reihe von grundsätzlichen Fragen notwendig
gewesen wäre“,1 aber ich nehme nicht an, daß Sie erwarten, daß ich in einem
kurzen Vortrag diese Klärung vornehme. Mit anderen Worten: Eine solche
Klärung erfolgt, wenn überhaupt, durch die langjährige Kärrnerarbeit der
verschiedenen Wissenschaften, die immer ins Detail gehen muß, und im Rah-
men bestimmter theoretischer Konzepte, die dem Gegenstand adäquat sein
sollten. Ich vermag hier lediglich, den politisch Verantwortlichen einige Hin-
weise auf den derzeitigen Erkenntnisstand zu geben.

Wenn man die laufenden Publikationen zur Geschichte des Bildungssystems
und der Wissenschaftsorganisation in der DDR aufgrund der Akten verschie-
dener Provenienz oder persönlicher Erinnerungen verfolgt, so zeigt sich zwei-
erlei: Erstens die Anreicherung unseres konkreten Wissens über bestimmte
Personen oder Sachbereiche und zweitens auch eine die DDR übergreifende
Betrachtung, sei es in einem gesamtdeutschen, sei es in einem international
vergleichenden Zusammenhang. Das geschah in der Bildungs- und Wissen-
schaftsforschung über die DDR zwar teilweise auch schon vor 1990, wird aber
jetzt noch dringlicher. Ein Beispiel: Es gibt noch keine vergleichende Untersu-
chung der Rolle der Akademien der Wissenschaften in der DDR, in Polen, in
der Tschechoslowakei (wo eine separate slowakische Akademie bestand) oder
in Ungarn. Ich bin sicher, eine solche wissenschaftliche Untersuchung würde
Interessantes zutage fördern.

Es ist hier auch vorgesehen, daß wir den Bereich „Wissenschaft und Bildung in
der DDR“ gemeinsam erörtern. Das ist natürlich nicht unproblematisch, han-
delt es sich doch um zwei deutlich voneinander unterscheidbare Bereiche mit
unterschiedlichen Strukturen. Natürlich gibt es auch Verbindungen. So stellt in
modernen Gesellschaften das Bildungssystem die erforderlichen qualifizierten
Kräfte für das Wissenschaftssystem bereit, und umgekehrt unterliegt das Bil-
dungswesen auf seinen verschiedenen Stufen auch dem Einfluß der einzelnen
Wissenschaften, vor allem in der Lehreraus- und -weiterbildung oder in der
Konstruktion der Lehrpläne für die Schulfächer. Die Differenz besteht – ideal-
typisch gesehen – darin, daß Wissenschaft neue Erkenntnisse produziert,
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während Schule sie zu vermitteln hat. Die Schule vermittelt aber nicht nur
Wissenschaft, sondern einiges mehr. Ich werde trotzdem versuchen, beiden
Aspekten einigermaßen gerecht zu werden, und bitte die Spezialisten unter den
Zuhörern um Nachsicht, wenn vieles nur angedeutet werden kann.

Meine Leitfrage lautet: Wie weit reichte der totalitäre Anspruch der SED in
Bildung und Wissenschaft, und welche Spannungen ergaben sich zwischen
dem Konzept eines geschlossenen Weltanschauungsstaates und den realen
Entwicklungen? Schließlich: Welche Folgen hatte das für den Vereinigungs-
prozeß? Da dieser Punkt Gegenstand der Nachmittagsberatungen sein wird,
werde ich ihn nur streifen.

Ich möchte hier nicht die Kontroversen über den Begriff des Totalitarismus
und seine Anwendung auf die DDR, die auch in den Anhörungen der ersten
Enquete-Kommission eine Rolle gespielt hatten, aufgreifen, obwohl mich das
schon reizen könnte, da ich selbst 1964 meinen ersten Beitrag „Totalitäre
Erziehung?“ veröffentlicht hatte, der dann jahrzehntelang etwas einsam da-
stand.2 Die Verwendung der Bezeichnung „totalitäre Erziehung“ für die SBZ
und DDR seit Max Gustav Langes gleichnamigem Buch von 1954 – genauer
gesagt die Nichtverwendung dieses Begriffs – ist auch die wenig schmeichel-
hafte Historie von Verdrängungen bei der Beurteilung der Realitäten in der
DDR durch einige westdeutsche Autoren, die darin eine unzutreffende Kenn-
zeichnung erblickten. Aber das ist ein Kapitel für sich, ein noch nicht abge-
schlossenes übrigens, da heute von einigen Erziehungswissenschaftlern die
neutrale Bezeichnung „Staatspädagogik“ vorgezogen wird, obwohl es zutref-
fender wohl „Parteipädagogik“ heißen müßte.

Der ideologisch begründete Machtanspruch der kommunistischen Partei über
die Erziehung, das Bildungswesen und auch über die Wissenschaften, der
zuerst in Sowjetrußland proklamiert und durchgesetzt wurde, wird zwar von
niemandem bestritten, wohl aber gehen die Auffassungen über seine tatsächli-
che Reichweite und Intensität erheblich auseinander, und zwar je nach den
persönlichen Erfahrungen Betroffener und nach den Maßstäben des politisch-
moralischen Urteils. Es überrascht nicht, daß frühere Anhänger oder Ver-
harmloser des SED-Regimes am ehesten dazu neigen, den umfassenden, das
heißt totalitären Charakter des Erziehungsanspruchs seitens der herrschenden
Partei prinzipiell zuzugeben, seine praktische Bedeutung aber als weniger
gravierend anzusehen.

Das bedeutet nicht, daß neben den Konstanten die Elemente des Wandels in
der über vierzigjährigen Geschichte von Wissenschaft und Bildung in der SBZ
bzw. DDR fehlen. Es hatte zwar noch bis Ende der fünfziger Jahre gedauert,
bis die in einer maßgeblichen DDR-Veröffentlichung so genannte „staatliche
Leitung des geistig-kulturellen Lebens“ – das müssen Sie sich einmal genau
anhören – nach dem Prinzip des „demokratischen Zentralismus“ bis hinunter in
die einzelne Schule oder in die einzelne Fakultät einer Universität durchge-
drungen war,3 aber die wichtigsten Voraussetzungen dafür sind schon in den
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ersten Nachkriegsjahren durch die SMAD und die SED geschaffen worden.
Auch die jüngsten Publikationen über die Zeit von 1945 bis 1949 bestätigen
das. Zwischen der Situation an den achtklassigen Grundschulen (nach dem
Schulgesetz von 1946), den vierjährigen Oberschulen und den Universitäten
gab es zeitversetzte und graduelle Unterschiede, aber spätestens nach der
Verurteilung des sogenannten „Revisionismus“ von 1956/57 durch Ulbricht
und Hager im Jahre 1958 war die Herrschaft der SED über Bildung und Wis-
senschaft gesichert – bis zum Oktober 1989. Die ideologische Okkupation der
Schulen und Universitäten, wie ich diesen Vorgang zwischen 1948 und 1958
genannt hatte,4 blieb bis 1989 bestehen.

In der „Volksbildung“, zu der die allgemeinbildenden Schulen, die Kindergär-
ten und die Erwachsenenbildung gehörten, spielte das Deutsche Pädagogische
Zentralinstitut (DPZI), 1949 gegründet und 1970 in die Akademie der Pädago-
gischen Wissenschaften der DDR (APW) umgewandelt, die wichtigste Rolle
als ideologische Leitinstitution. Nach sowjetischem Muster organisiert, handelt
es sich um ein Beispiel einer Verschränkung von Politik, Ideologie und Wis-
senschaft in einer totalitär verfaßten Gesellschaft. In den Beratungen, die die
Sowjetische Militäradministration mit Vertretern der Verwaltung für Volksbil-
dung im September 1948 geführt hatte, standen – ausgeführt von dem damals
dafür zuständigen und bekannten Professor Mitropolski – im Hinblick auf das
zu gründende Zentralinstitut fünf Aufgaben im Mittelpunkt, von denen die
Aufgaben vier und fünf wie folgt lauteten: „Das neue Institut soll die Vereini-
gung aller theoretischen Arbeiten zur Entwicklung einer einheitlichen pädago-
gischen Wissenschaft und die politische Erziehung der Lehrer und staatlichen
Schulverwaltungsbeamten leiten.“ Diese zentrale Aufgabe blieb bis zum
Herbst 1989 im Grundsatz bestehen. Es war nicht nur die gemeinsame räumli-
che Unterbringung von APW und Ministerium für Volksbildung in dem Ge-
bäudekomplex Unter den Linden / Otto-Grotewohl-Straße in Berlin, die die
direkte Beziehung zwischen der Ministerin und dem Präsidenten der APW
erleichterte. Es herrschte auch eine grundsätzliche Übereinstimmung, die
Differenzen in Einzelfragen und Distanz zwischen dem engsten Kreis der
Mächtigen und dem wissenschaftlichen Milieu nicht ausschloß. Dies blieb bis
zum Oktober 1989 so. Noch auf dem IX. Pädagogischen Kongreß der DDR im
Juni 1989 verteidigte Margot Honecker entgegen den in den Monaten zuvor in
Eingaben geäußerten Unmutsbezeugungen und Änderungsvorschlägen unduld-
sam und realitätsfern die bisherige bildungspolitische Linie der SED und die
Prinzipien der sozialistischen Pädagogik, unterstützt von den maßgeblichen
Wissenschaftsfunktionären.

Ein Blick nach Polen verdeutlicht den Unterschied. Auch dort gab es keinen
offen ausgetragenen politischen Dissens zwischen der kommunistischen Füh-
rung und der Akademie der Wissenschaften oder den maßgeblichen Bildungs-
fachleuten. Aber es bestand eine erheblich breitere Zone einer relativen Auto-
nomie für die Wissenschaften und in geringerem Maße auch im Erziehungs-
und Bildungsbereich, die es in der DDR nicht gab und die eine klare Distanz



 Instrumentalisierung von Wissenschaft/ Bildung 109

und seit den siebziger Jahren auch Opposition ermöglichte. Eine zentrale
Akademie der pädagogischen Wissenschaften wie in Moskau oder Berlin gab
es in Warschau nicht. Die beiden wissenschaftlichen Expertenkommissionen
von 1971 und 1987 in Polen, die umfassende kritische Analysen des polnischen
Bildungssystems vorlegten, wären in der DDR undenkbar gewesen. Als sich in
der Sowjetunion seit 1986 eine entschiedene Kritik am eigenen Bildungssy-
stem aus der Mitte engagierter Lehrer und Wissenschaftler öffentlich zu arti-
kulieren begann, suchten die Parteiführung der SED, das Ministerium für
Volksbildung und die APW deren Auswirkungen auf die DDR mit allen Mit-
teln zu unterbinden.

Ich stimme nicht mit einem Votum eines ehemaligen Mitglieds der Akademie
der Pädagogischen Wissenschaften vor der ersten Enquete-Kommission über-
ein, der von zwei grundsätzlich unterschiedlichen Strömungen der DDR-
Pädagogik auch innerhalb der APW gesprochen hat.5 Andere Mitglieder der
alten Akademie der Pädagogischen Wissenschaften haben 1993 in einem
rückblickenden Versuch einer Analyse ihrer Tätigkeit wörtlich folgendes
gesagt: „Die APW hat sich als eine Wissenschaftseinrichtung, die sie sein
sollte, in einem solchen Maße politisch instrumentalisieren lassen, daß sie
erhebliche Einschränkungen ihres Wissenschaftscharakters hinnehmen mußte,
daß sie infolgedessen Deformationen im Bildungswesen mit verursacht, ge-
rechtfertigt oder ignoriert und nun mitzuverantworten hat.“6

Die SED verfolgte seit 1948/49 das Ziel, die DDR zu einem geschlossenen
Weltanschauungsstaat zu machen, in welchem die offizielle marxistisch-leni-
nistische Ideologie konkurrierende geistige Einflüsse von außen zu verhindern
suchte. Den Schulen, den Hochschulen, den außerschulischen Erziehungsein-
richtungen, den Gewerkschaften und nicht zuletzt den Massenmedien fielen
dabei in den Zielen gemeinsame und in den Methoden teilweise unterschiedli-
che Aufgaben zu. Das Bildungswesen auf seinen verschiedenen Stufen sollte –
vereinfachend gesagt – vor allem das als notwendig erachtete politisch-ideolo-
gische Wissen als eine Art gemeinsame ideelle Grundausstattung allen Bürgern
systematisch vermitteln. Daraus erklärt sich, daß im Hochschulstudium und in
der Weiterbildung solcher Berufsgruppen wie Lehrer, Hochschullehrer, Rich-
ter, aber auch Mediziner und Wirtschaftsfunktionäre obligatorische Kurse in
Marxismus-Leninismus enthalten waren. Unter Bezugnahme auf Lenins Auf-
fassung, daß es notwendig sei, „in die spontane Bewegung der Massen das
richtige politische Bewußtsein hineinzutragen“ (Lenin: „Was tun?“, 1903),
wurde noch im Frühjahr 1989 von einem führenden Mitglied der Akademie der
Pädagogischen Wissenschaften vom „Hineintragen der sozialistischen Ideolo-
gie“ gesprochen. Unmißverständlich hieß es: „Hineintragen sozialistischer
Ideologie heißt, den Übergang zu stabilen Wertvorstellungen bewußt zu ge-
stalten, die ihrerseits zur Grundlage wertorientierter Motivationen, moralischer
Eigenschaften werden. Gelegentlich anzutreffende Auffassungen, daß diese
Bereiche der unantastbare Raum der Persönlichkeit oder die Intimsphäre des
Individuums sind und aus der bewußten Führung ausgeklammert werden
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sollten, übersehen, daß erst in diesem Bereich der Persönlichkeit sich Erzie-
hung vollendet.“7

Was hier wie eine Variante des alten pädagogischen Themas vom „Führen oder
Wachsenlassen“ klingen mag, das Theodor Litt in seiner gleichnamigen Schrift
von 1927 erörtert hat, war zugleich vor allem politisch gemeint. Zwar gab es
innerhalb der Erziehungswissenschaft in der DDR graduelle Unterschiede in
der Frage der richtigen „pädagogischen Führung“ im Unterricht, aber die
Möglichkeit politischer Instrumentalisierung wurde nach 1990 von einem
ehemals führenden Didaktiker der DDR ohne weiteres eingeräumt.8 Im Jahre
1978 hieß es autoritativ in der führenden Zeitschrift „Pädagogik“: „Pädagogi-
sche Führung ist politische Führung zur Herausbildung der Grundlagen der
Weltanschauung und Moral der Arbeiterklasse bei den Schülern... Auffassun-
gen, wonach bei einem höheren Grad der Selbsttätigkeit der Schüler die päd-
agogische Führung mehr und mehr zurücktreten könne bzw. überflüssig würde,
widersprechen den Erkenntnissen und Erfahrungen der marxistisch-leninisti-
schen Pädagogik.“9

Seit den frühen achtziger Jahren sah sich jedoch die offizielle Pädagogik in
ihrem Selbstverständnis als Steuerungswissenschaft pädagogischer Prozesse
mit erklärtem politischem Ziel zunehmend in Frage gestellt. Die theoretischen
Defizite waren eine Folge der in starkem Wandel begriffenen „realen Lebens-
bedingungen der Schuljugend“, wie es hieß, denen sich vor allem die jugend-
und bildungssoziologische Forschung bei aller politisch gebotenen Vorsicht
zuwandte. Die abstrakte Bejahung des Sozialismus als Idee kontrastierte immer
stärker mit politischer Indifferenz oder Kritik an seinen praktischen Auswir-
kungen. Darüber ist inzwischen schon viel geschrieben worden. Der bis zum
Spätherbst 1989 für alle Bildungseinrichtungen maßgebliche marxistisch-
leninistische Wertekosmos wurde nicht grundsätzlich angetastet, auch wenn
sich die Sprache der offiziellen Pädagogik geändert hatte und man neue soge-
nannte „sozialistische Werte“ einführte wie „soziale Geborgenheit“ und „Hei-
matliebe“. Eine erst im November/Dezember 1989 einsetzende öffentliche
Kritik und Selbstkritik, z. B. auf der außerordentlichen Sitzung der APW am
6. Dezember 1989, kam zu spät, um eine Erneuerung von innen zu leisten und
glaubhaft zu machen. Ich weiß, daß diese Auffassung nicht von allen geteilt
wird.

Die von mir bisher skizzierte politische Instrumentalisierung im Bildungs- und
Wissenschaftsbereich, oder anders ausgedrückt, deren Indienstnahme für die
übergeordneten Ziele der politischen Machthaber, bedeutet selbstverständlich
nicht, daß sich die Aufgaben der Schulen und Hochschulen, der Berufs- und
Fachausbildung oder der Weiterbildung darin erschöpft hätten. Im Selbstver-
ständnis der meisten darin Tätigen – der Lehrer und betrieblichen Ausbilder,
der Professoren und Dozenten – stand zweifellos die im engeren Sinne profes-
sionelle Arbeit im Vordergrund, unter teilweise bewußtem Wegsehen von den
politischen Verflechtungen, in denen sie sich befand, oder seltener, in Opposi-
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tion zu ihnen. Das machte und macht es heute noch vielen schwer, die politi-
schen Bedingungen der Existenz des Bildungs-, Erziehungs- und Wissen-
schaftssystems und damit auch die eigene berufliche Arbeit und Verantwortung
kritisch zu beurteilen. Auf dieses Thema werden wir vermutlich im Laufe
dieser Anhörung noch zurückkommen, aber ich erwähne es in diesem Zusam-
menhang deswegen, um dem Vorwurf zu entgehen, daß die von mir gewählte
Perspektive unzureichend oder einseitig sei.

Der totalitäre Anspruch war grenzenlos, seine Realisierung war begrenzt. Über
die verschiedenen „Inseln“ oder „Nischen“ des Rückzugs ins Private ist schon
viel geschrieben und diskutiert worden, so daß ich es nicht zu wiederholen
brauche. Aber ich möchte vor einem warnen: Zwischen der kontrollierten und
manipulierten öffentlichen Sphäre und der weniger zugänglichen privaten in
deren verschiedenen Formen (Familie, Freizeitgruppen, jugendliche Subkultu-
ren) bestanden nicht immer eindeutige Trennwände, da erwiesen ist, wie porös
diese sein konnten. Die politische Sozialisation Jugendlicher in der DDR
beförderte auch nicht, wie ebenfalls behauptet worden ist, generell den Gegen-
satz von „offizieller politischer Kultur“ und der „im tatsächlichen Lebensbe-
reich vorhandenen“, sondern, wie ich meine, unterschiedliche Reaktionswei-
sen, die vom Elternhaus, vom sozialen Milieu, vom Bildungsstand und von der
ganz eigenen persönlichen Erfahrung abhingen, aber insgesamt nicht eine
Gegenmacht zu dem herrschenden System ergaben.

Die Berufsgruppe der Lehrer und Erzieher war diejenige im zivilen Bereich der
DDR-Gesellschaft, von der am stärksten ein stets neu zu artikulierendes Be-
kenntnis zum Sozialismus und zum „Arbeiter-und-Bauern-Staat“ erwartet
wurde. Den Lehrern wurde die traditionelle Rolle eines „Volkserziehers“
zusammen mit der eines Vorkämpfers für die neue sozialistische Ordnung
zugeschrieben. Eine Sozial- und Mentalitätsgeschichte der Lehrerschaft in der
SBZ/DDR von 1945 bis 1990 steht noch aus, aber aus den vorhandenen Ein-
zelstudien geht für unsere Fragestellung folgendes – ich muß jetzt generalisie-
ren – hervor: Nach der Flucht von mindestens 26.000 Lehrern in den Westen
zwischen 1949 und 1961 rekrutierte sich die Lehrerschaft in der DDR in wach-
sendem Maße aus der jungen Nachkriegsgeneration und aus den im Beruf
verbliebenen Neulehrern nach 1945. Die Neulehrer bildeten übrigens auch eine
wichtige Rekrutierungsbasis für die neue Führungsschicht in den pädagogi-
schen Wissenschaften, weniger in der Verwaltung und in der SED-Hierarchie;
für letztere geschah dies bekanntlich vor allem über die FDJ.

In den achtziger Jahren hatte sich an den Schulen der Anteil der Mitglieder der
SED an den Lehrkräften gegenüber den fünfziger Jahren, als er ca. 40 Prozent
betrug, nicht vergrößert, sondern geringfügig verringert: 1988 betrug der Anteil
der SED-Mitglieder am Personal der zehnklassigen Polytechnischen Ober-
schulen 33,8 Prozent, der Kindergärten 13,5 Prozent und der Erweiterten
Oberschulen 70 Prozent. Verglichen mit anderen gesellschaftlichen Bereichen
mit Ausnahme der Hochschulen gab es hier den höchsten Anteil der SED-
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Mitgliedschaft. Der Anteil der Mitglieder der verschiedenen „Blockparteien“
lag an den Schulen zusammen bei etwa 10 Prozent.10 Für die politische Instru-
mentalisierung ist das ein wichtiger, aber natürlich kein hinreichender Indika-
tor. So bediente sich der Staatssicherheitsdienst in den Schulen und Hoch-
schulen „zur Erweiterung der inoffiziellen Basis“ und zur „weiteren Durch-
dringung des Bereichs Volksbildung“, wie es in einer Akte aus Leipzig heißt,
mit Vorliebe Inoffizieller Mitarbeiter, die nicht Mitglieder der SED waren und
auch nicht der Schulleitung angehörten. Das Thema MfS im Schulwesen ist im
übrigen in einer vor wenigen Wochen erschienenen Publikation zum ersten
Mal detailliert behandelt worden; es ist ein bedrückendes Kapitel der DDR-
Schulgeschichte.11

Unter den Lehrern beiderlei Geschlechts – über 70 Prozent waren Frauen –
gehörte Loyalität gegenüber dem Regime – ich betone, Loyalität, nicht durch-
gängige Akzeptanz – zu den Voraussetzungen ihrer beruflichen Arbeit und
Karriere. Die Aufspaltung in Ideologie und persönliche Erfahrung beim Um-
gang mit Kindern, Jugendlichen und Eltern, die fast täglich erlebt wurde, ist
aber von den meisten verdrängt worden; das war der Preis, der dafür zu zahlen
war. Es ist daher auch nicht verwunderlich, daß nach dem politischen Umbruch
aus dem Kreis der praktischen Pädagogen nur wenige Stimmen erklangen, die
dieses Dilemma, vielleicht auch eigenes schuldhaftes Verhalten, zu erörtern
bereit waren, während die meisten in der totalen Abhängigkeit von den Vorge-
setzten und von dem politischen System als ganzem die Rechtfertigung für ihr
Verhalten in der alltäglichen Arbeit sahen. Vielleicht ist das aber auch die
Bedingung für die Anpassung an die neuen Verhältnisse. Anders kann man
sich kaum die relativ reibungslose Übernahme und die Arbeit der meisten
Lehrer im Dienst der neuen Bundesländer erklären. Nach der Erfahrung zweier
Diktaturen in Deutschland müssen wir das zur Kenntnis nehmen.

Bisher habe ich vor allem vom Bildungswesen und den pädagogischen Wissen-
schaften gesprochen. Diese Verklammerung lag nahe, weil hier im Verständnis
der marxistisch-leninistischen Ideologie und der Parteiherrschaft über beide
Bereiche ein Schlüsselproblem lag. Wie und auf welchen Wegen ließen sich
die Resultate der einzelnen Wissenschaften und der Pädagogik als einer hand-
lungs- und praxisorientierten Disziplin mit den Zielen und Möglichkeiten der
Bewußtseins- und Verhaltensformung im SED-Staat verbinden? Diese Frage
bildete die Basis für die seit den sechziger Jahren unternommenen Versuche,
eine sozialistische Allgemeinbildung zu konzipieren und mit Hilfe der Lehr-
pläne für die Schulen durchzusetzen – eine möglichst integrative Auffassung
von Ideologie und Wissenschaften. Dabei zeigte sich natürlich die Spannung
zwischen einem politischen Auftrag an die Pädagogik und einem in den wis-
senschaftlichen Disziplinen enthaltenen Eigengesetz. Letzteres meint nicht nur
die fachspezifischen Methoden und den Fortschritt der Erkenntnisse, sondern
auch die dem wissenschaftlichen Denken eigene Unabhängigkeit oder zumin-
dest Widerborstigkeit gegenüber externen Zumutungen. Das bedeutet aus-
drücklich nicht, daß Natur-, Ingenieur- oder Geisteswissenschaftler gegenüber
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solchen Zumutungen immer stärker gefeit sind als andere Berufe, z. B. Lehrer.
Ich meine aber, daß ihre wissenschaftliche Tätigkeit ihnen größere Chancen
eröffnet, ihr eigenes professionelles Ethos, das sich in der europäischen Neu-
zeit herausgebildet hat, in einem totalitären Herrschaftssystem zu behaupten.

Dieses Problem ist bisher, soweit ich sehe, in bezug auf den SED-Staat für die
einzelnen Wissenschaftsdisziplinen unterschiedlich und im allgemeinen noch
unzureichend aufgegriffen worden. Die generelle Unterscheidung in der Frage
der politischen Indienstnahme zwischen der Gruppe der Naturwissenschaften
einerseits und den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften andererseits
erweist sich bei genauerem Hinsehen als problematisch. Die Gegenstände
wissenschaftlicher Forschung und akademischer Lehre waren es, die eine
allgemeine größere oder geringere Nähe zum politischen System in Erschei-
nung treten ließen, nicht nur das individuelle Verhalten der Personen. Für
repräsentative Zwecke der Wissenschaften im SED-Staat wurden gerade Na-
turwissenschaftler herausgestellt. Ähnliches gilt für die Unterscheidung zwi-
schen den Universitäten und der Akademie der Wissenschaften hinsichtlich der
ideologisch-politischen Indienstnahme. Letztere hatte zwar, wie schon gesagt
wurde, aus historischen und teilweise aus juristischen Gründen einen größeren
politischen Spielraum als die einem Ministerium direkt unterstellten Universi-
täten und Hochschulen. Aber was folgte daraus im Einzelfall? Im Rückblick
auf die Zeit bis 1989/90 kann man vielleicht folgendes sagen: Die politische
Instrumentalisierung der für die Akademie der Wissenschaften der DDR ange-
strebten Leitungsfunktion für alle dort vertretenen Wissenschaften fand ihre
Grenzen an administrativen Schranken, an konkurrierenden Interessen vor
allem der Universitäten und auch an Möglichkeiten, sich ins Abseits zu bege-
ben bei einigen Fächern und einigen Arbeitsgruppen, die nur periodisch ein
ideologisch-politisches Interesse fanden. Umgekehrt erweckten bestimmte
Themen permanente politische Aufmerksamkeit. Über die daraus entstandenen
Chancen und Konflikte kann man in Günter de Bruyns „Märkischen Forschun-
gen“ nicht nur Kurioses, sondern auch Ernstes nachlesen und in dem darauf
beruhenden Film sich anschauen.

Ähnlich wie im Bildungswesen läßt sich auch im Wissenschaftssystem in den
achtziger Jahren eine Öffnung gegenüber neuen, bisher tabuisierten oder ver-
nachlässigten Themen und Fragestellungen zeigen. Es gab bei maßgeblichen
Wissenschaftsfunktionären in der Akademie der Wissenschaften offensichtlich
ein wachsendes Bewußtsein davon, daß ein „neues Denken“ für die Bewälti-
gung der den Wissenschaften übertragenen Aufgaben nötig sei. Wie weit dabei
auch das in der Sowjetunion durch Gorbatschow proklamierte „neue Denken“
eine Rolle gespielt hat, sei dahingestellt. Ein Satz wie der folgende macht das
aber deutlich: „Die Zukunft ist grundsätzlich offen, und niemand vermag im
einzelnen zu sagen, was sich in zehn, zwanzig, dreißig Jahren ereignen wird, zu
welchen Erkenntnissen und Einsichten künftige Generationen gelangen wer-
den, die ihr Denken und Handeln in einer für uns heute vielleicht unvorstellba-
ren Weise verändern werden.“ So eine Stimme 1988.12
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Solche Aussagen kennzeichneten ein geändertes Verständnis von Wissenschaft
im weitesten Sinne. Wissenschaft ist grundsätzlich ein nicht abgeschlossener
Prozeß und ein offenes System. Stand dahinter auch die politische Erkenntnis,
daß Wissenschaften für ihre Entwicklung einer relativen Autonomie, einer
Distanz zur politischen Macht, kurz – geistiger Unabhängigkeit bedürfen?
Einige Äußerungen in der Spätphase der DDR, auch von Kurt Hager, dem
Ideologieverwalter in diesem Bereich, scheinen darauf hinzudeuten.13 Das
Gebäude des Marxismus-Leninismus hat nicht nur zahlreiche Risse aufgewie-
sen, auch seine Fundamente waren längst brüchig geworden. Die Gesell-
schaftswissenschaften in der DDR konnten trotzdem nicht von Grund auf neu
beginnen, da diese alten Fundamente zugleich die Legitimationsbasis der
politischen Herrschaft darstellten. Ihre Unterordnung unter die Partei befähigte
sie nur zu Reparaturleistungen und einer begrenzten Modernisierung, nicht
jedoch zu einer grundsätzlichen Erneuerung aus eigener Kraft.

„Der Wissenschaftlerstand der DDR“, so heißt es in einem Aufsatz eines hier
anwesenden Kollegen, „so differenziert er auch gewesen sein mag, verfügte
über kein nennenswertes gesellschaftlich relevantes Kritikpotential. Dafür
hatten die Mechanismen seiner Rekrutierung und eine langjährige politische,
wissenschafts- und wissenschaftlerfeindliche Fremdbestimmung der Wissen-
schaft erfolgreich gesorgt.“14 In meinem eigenen Fach, der Erziehungswissen-
schaft, wird darüber diskutiert, ob sich in der DDR eine „Pluralität pädagogi-
scher Denkformen“ gegenüber den politisch-ideologischen „Systemvorgaben“
an den Universitäten und in der Lehrerausbildung insgesamt erhalten hat oder
sich hat neu entwickeln können. Untersuchungen etwa über Lehrveranstaltun-
gen, z. B. anhand erhaltener Vorlesungsnachschriften, können hier einiges
zutage bringen. Ähnliche Fragestellungen und Untersuchungen gibt es sicher
auch in anderen Disziplinen. Sie sind nötig, um unser Bild auszudifferenzieren
und pauschale Wertungen zu vermeiden. Aber: Eine angenommene „Pluralität“
lag bestenfalls in der Welt der Ideen, während die „Systemvorgaben“ die
gesellschaftliche Wirklichkeit bestimmten.

Je mehr eine wissenschaftliche Disziplin von den politischen Machthabern sei
es als gefährlich, sei es als nützlich für ihre eigenen Zwecke angesehen wurde,
um so mehr wurde sie instrumentalisiert. Das haben in den Monaten der
„Wende“ und nach dem Ende der DDR auch viele der damals im Wissen-
schaftsbereich Verantwortlichen in unterschiedlichem Maße zugegeben. Diese
politische Diskussion darf meiner Meinung nach auch künftig nicht ausge-
klammert werden, wenn das Geschehene, wie es häufig heißt, „historisiert“
wird. Auf die Gewichtung kommt es nämlich an, sonst könnten eines Tages
auch die besonders ideologieanfälligen Wissenschaften als ganz normale
Wissenschaften erscheinen, die es im SED-Staat ebenso wie in anderen totali-
tären Systemen so gar nicht geben konnte. Ich danke Ihnen. (Beifall)
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Vorsitzender Rainer Eppelmann: Wir danken Ihnen, Herr Professor Anwei-
ler, und ich bitte jetzt Herrn Dr. Florath um seinen Vortrag.

Dr. Bernd Florath: Meine Damen und Herren, ich habe eben mit meinem
Kollegen schon festgestellt, daß Ihnen manche Doppelungen erspart geblieben
wären, wenn wir vielleicht vorher einige Dinge untereinander abgesprochen
hätten, denn es gibt Feststellungen, die sind so grundsätzlich, daß wahrschein-
lich kein Kollege darum herumkommt, sie immer wieder zu wiederholen, wie
die folgende: die Feststellung, daß das Interesse der SED an der Wissenschaft
keines wissenschaftlicher Natur war, ist zweifellos banal. Ihr Interesse war
politischer Natur, richtete sich auf die historische Legitimierung des eigenen
Tuns, was sie an sich noch nicht unterscheidet von anderen Parteien. Ihre eben
nicht zufällige, aber beanspruchte und mit allen Mitteln durchgesetzte mono-
polistische Stellung oktroyierte dieses politische Interesse immer wieder nicht
nur der gesamten Gesellschaft, sondern auch den Wissenschaftlern auf.

Worüber ich jetzt sprechen will, das ist eine Debatte unter Historikern, die sich
Ende der siebziger Jahre entwickelte, nämlich die Debatte, die mit der Frage
nach Erbe und Tradition der „sozialistischen Nation der DDR“ den Kern ihres
historischen Verständnisses thematisierte. Es gibt einige Indizien, die darauf
hindeuten, daß diese Debatte nicht unmittelbar einer politischen Weisung der
zuständigen SED-Instanzen entsprang, sondern eine mittelbare Reaktion auf
die ideologischen Inkongruenzen war, die sich aus den Änderungen der natio-
nalen Selbstdefinition zu Beginn der siebziger Jahre ergaben. Unabhängig von
der Frage, ob und inwieweit auch am Beginn der Diskussion um Erbe und
Tradition ein expliziter Auftrag der SED an ihre Historiker vorlag oder ob sie
sich aus der Logik anderer Aufträge ergab, muß die Ausgangslage umrissen
werden, um nachvollziehen zu können, was an ihr neu war, was sie modifi-
zierte, welche Antriebe sie hervorbrachten und forttrieben.

Vergleicht man die intensiven Vorbereitungen der Moskauer Exilführung der
KPD und Ulbrichts konzipierende Interventionen in die historische Forschung
mit den diesbezüglichen Äußerungen Honeckers, muß klar festgehalten wer-
den: Honecker hatte überhaupt keine historische Konzeption. Er orientierte die
SED Anfang der siebziger Jahre unter dem Schlagwort des „internationalisti-
schen Wesens“ des Sozialismus wieder darauf, daß die DDR – ich zitiere ihn –
“ein fester, unverrückbarer Bestandteil der sozialistischen Staatengemein-
schaft“ sei, wofür er nicht zuletzt das Argument anführte, sie stehe hinter –
oder vielleicht besser unter – dem „militärischen Schild der Sowjetarmee“. Die
neuerliche Betonung der im Vergleich zur nationalen höhere Bedeutung tra-
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genden international-kommunistischen Bindung für das SED-Selbstverständnis
setzte zugleich eine Reformulierung der nationalen Frage auf die Tagesord-
nung. Es ging um die Abgrenzung zur Bundesrepublik, um die Feststellung der
Endgültigkeit der Spaltung der deutschen Nation, die noch in den sechziger
Jahren von Ulbricht als – wenn auch nur unter einer Reihe von Vorbedingun-
gen – rekonstruierbare Einheit zumindest verbal postuliert wurde. Nunmehr
galt die Spaltung als bereits Mitte der fünfziger Jahre endgültig vollzogen,
„eine staatliche Wiedervereinigung, die die SED bis dahin angestrebt hatte“,
als unmöglich. (Walter Schmidt, Boykott aus Angst vor der Wahrheit, in:
Junge Welt, 18.6.1974)

Bereits zu Beginn der siebziger Jahre wurde die Ulbrichtsche „nationale
Grundkonzeption“ der deutschen Geschichte verworfen. Die Nachkriegsge-
schichte Deutschlands war künftig nicht mehr die Geschichte der Spaltung
eines Landes. Innerhalb der Kontinuität einer auf die DDR bezogenen deut-
schen Geschichte hatte sich die Bundesrepublik abgespalten, war somit aus der
deutschen Geschichte ausgeschieden. Die Geschichte dieses – gewissermaßen
– Sezessionsstaates wurde Gegenstand der Abteilungen für Allgemeine (das
heißt außerdeutsche) Geschichte, wo sie im Rang freilich weit hinter der der
Sowjetunion, der sozialistischen Bruderstaaten und Chinas etwa in Augenhöhe
mit der Frankreichs, Englands, der USA rangierte. Das ihrer Erforschung
zugestandene Forschungspotential freilich war noch geringer.

Es war nur konsequent, daß unter diesen Prämissen die Definition der DDR als
Staat deutscher Nation an ihrem 25. Gründungstag aus der geltenden Verfas-
sung gestrichen wurde. Indes wurde relativ rasch deutlich, daß sich hieraus
eine Desorientierung ergab, die selbst die Kader der SED erfaßte. Die offenba-
re Tatsache, daß auch diese sich nach wie vor als Deutsche verstanden, aber
einfach nicht mehr wußten, welche Nationalität sie auf dem Anmeldezettel
eines Hotels angeben sollten, rief eine gewisse Unruhe hervor, die erst durch
die feinsinnige Unterscheidung zwischen Nation und Nationalität behoben
wurde. Deren unmittelbarster Ausdruck war das meines Wissens letzte Extra-
blatt des „Neuen Deutschland“ zum Raumflug Sigmund Jähns: „Der erste
Deutsche im All – ein Bürger der DDR.“

Aus dieser Situation eröffnete sich für die SED ein Problem der historischen
Legitimationsideologie. Die Selbstkonstituierung der DDR als Nation gewis-
sermaßen sui generis konnte man schlechterdings nicht legitimieren, wie dies
im Kern in den vierziger Jahren geschah, unter der Maßgabe des Entweichens
aus der deutschen Misere, also der deutschen Geschichte, indem man sich
adoptieren ließ durch den siegreichen Strang des Fortschritts, wie ihn die
ruhmreiche Sowjetunion verkörperte. Die DDR mußte sich auf sich selbst
beziehen, auf die eigene Nationalgeschichte. Die SED-Führung mußte aus
mehreren Gründen ein einseitiges, ausschließlich internationalistisches oder
proletarisches Selbstverständnis vermeiden:
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1. Die beiden Grundkonzeptionen der vierziger und fünfziger Jahre mit ihren
entscheidenden Orientierungen an der Geschichte der Sowjetunion und der
sechziger Jahre mit ihrer Orientierung an deutscher proletarischer Klassen-
geschichte hatten sich einerseits als unzureichend erwiesen, weil sie we-
sentliche Teile des historischen Erbes als Hort der Reaktion und Ursache der
Misere verwarfen und bekämpften, und andererseits waren sie mit ihren po-
litischen Implikationen nicht länger tragbar.

2. Ein Geschichtsbild, das sich an ideologischen Abstrakta orientierte, konnte
gerade die für die politische Legitimation notwendigen Funktionen der
Identitätsbildung in keiner Weise hinreichend erfüllen.

3. Die Erweiterung der tragenden Schichten des politischen Systems über die
Grenzen des engeren Parteikaders hinaus, die Einbeziehung vor allem der
nachgewachsenen Generationen, die engere Bindung etwa religiöser Bevöl-
kerungsteile an den Sozialismus erforderten eine über die Geschichte der
kommunistischen Partei hinausgehende Identitätsstiftung, die geeignet wäre,
auch jene zu integrieren, die sich bislang bei einer Betrachtung ausgegrenzt
sehen mußten, wie sie bis dahin üblich war.

Zwischen dem parteiamtlichen Auftrag und seiner pragmatischen Bewältigung
bestand ein Widerspruch, der sich bis in die Mitte der siebziger Jahre nicht
verkleinerte, sondern vergrößerte. Die ohnehin gegebene Kluft zwischen politi-
schen Legitimationsbedürfnissen und Resultaten vorurteilsfreier, methodisch
reflektierter, sich an den Quellen orientierender historischer Forschung tat sich
in kommunistischen Regimen insofern stets besonders verheerend auf, als diese
ihren historischen Legitimationen einen außerordentlich hohen Stellenwert
beimaßen, jedenfalls einen höheren als lebensweltlich erfolgreichere Systeme.
Nur mußte diese historische Legitimation in einem solchen Verhältnis zur sich
spontan reproduzierenden Überlieferung stehen, daß sie ihre Glaubwürdigkeit
aufrechtzuerhalten in der Lage war.

Es ist kein Zufall, daß das Vertrauen der DDR-Bevölkerung in die Resultate
der Forschung zur DDR-Geschichte außerordentlich gering war. Zu sehr wi-
dersprachen sie den allenthalben vorhandenen individuellen und kollektiven
Erfahrungen der Menschen, die zum überwiegenden Teil zugleich Zeitzeugen
waren. Dieses Grundmißtrauen übertrug sich auch auf die anderen Gegenstän-
de der Geschichtswissenschaft. Ihm entgegenzuwirken war durchaus das
Bestreben vieler Fachhistoriker. Verbal forderte selbst ZK-Sekretär Kurt Hager
periodisch die Wahrhaftigkeit der Geschichtsschreibung ein.

Der Anstoß zur Erbe-Traditions-Debatte der Historiker kam aus einer ganz
anderen Richtung. Die praktischen Interessen des Denkmalschutzes warfen die
Frage danach auf, was von den überlieferten Gebäuden und historischen Stät-
ten erhaltenswert sei. Im Juni 1975 wurde das Denkmalpflegegesetz der DDR
verabschiedet, das mit seinem bemerkenswerten Anspruch die ökonomischen
Ressourcen insbesondere der Kommunen zum Teil in äußerst komplizierte
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Situationen brachte. Verständliche Versuche vor allem lokaler Behörden, sich
mit ideologischen Argumenten der ökonomischen Unerfüllbarkeit des Denk-
malschutzes zu entziehen, stießen auf die Gegenrede von Kulturfunktionären.
Das kulturelle Erbe – Weimar, Goethe, Schiller als Stichworte – galt als be-
wahrenswert, stand zu wichtigen Teilen auch niemals zur Disposition. Zugleich
wurde immer deutlicher, daß es sich aber nicht trennen ließ von jenem Erbe,
auf das sich die SED in ihrem Selbstverständnis keineswegs berufen wollte.
Und fragwürdig blieben auch die willkürlichen Zuordnungen, deren Folgen
indes gravierend waren. Ich habe an dieser Stelle ebenfalls den Verweis auf
Günter de Bruyns „Märkische Forschungen“, die tatsächlich dieses Problem
wundervoll illustrieren. Daneben wurde bereits seit den siebziger Jahren eine
Diskussion unter Literaturwissenschaftlern und Schriftstellern über das kultu-
relle Erbe geführt, worin 1975 Werner Mittenzwei am Beispiel des Brecht-
Lukács-Streits die Historisierung selbst innerkommunistischer Kontroversen
thematisierte.

Aber erst der Artikel Ingrid Mittenzweis im FDJ-Intelligenzblatt „Forum“ über
die „zwei Gesichter Preußens“ versuchte, die Logik dieser Debatte um das
kulturelle Erbe in die Fragestellung der historischen Forschung zu übersetzen.
Dieses innovative Moment konnte sich entfalten, weil es sich mit dem Interesse
der SED-Führung traf, die ideologische Integration der DDR-Bevölkerung auf
eine breitere Basis zu stellen, mithin einen Weg eröffnete, die diesem Zweck
hinderliche Verengung des Blicks auf die identitätsstiftenden historischen
Überlieferungen auf – wie es bis dahin hieß – “das Erbe aller progressiven und
revolutionären Traditionen, vor allem der Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung“, zu durchbrechen.

Was Ingrid Mittenzwei in ihrem Artikel zu Preußen schrieb, war für die histo-
rische Forschung auch in der DDR keineswegs so neu, wie dies für Betrachter
von außerhalb erscheinen mochte. Neu waren allerdings drei Dinge:

1. Sie konstatierte, daß die DDR auf einem historischen Boden gewachsen sei,
auf dem mehr Platz hat als die „progressiven und revolutionären Traditio-
nen“: „Preußen“, so eröffnete sie ihren Beitrag, „ist Teil unserer Geschichte,
nicht nur Weimar. Ein Volk kann sich seine Traditionen nicht aussuchen; es
muß sich ihnen stellen.“

2. Ingrid Mittenzwei unterschied zwischen dem als Vorgeschichte der DDR
nolens volens überkommenen Erbe und jenem Teil des Erbes, auf das es in
Übereinstimmung mit den politischen Zielen der SED positiv zurückzugrei-
fen galt. Letztere Erbteile nannte sie Traditionen, wobei die terminologische
Ausdifferenzierung sich erst in der Debatte festigte.

3. Im Unterschied zu bisherigen folgenlosen Verlautbarungen folgte ihrer
Ankündigung 1979 eine Biographie Friedrichs II., in der sie versuchte, die-
ses Konzept umzusetzen.
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Ich will im folgenden davon absehen, die Erbedebatte der Historiker nachzu-
vollziehen. Es liegen mittlerweile hierzu sehr profunde Untersuchungen vor, an
denen hinsichtlich ihrer Interpretation zum Teil sehr harsche Kritik geübt
werden muß, aber die in die Debatte im Detail einführen. Es ist vielmehr die
eingangs gestellte Frage nach der Instrumentalisierung wieder aufzugreifen. Es
ist wichtig festzuhalten, daß sich diese Instrumentalisierung in den verschie-
densten Formen vollzog, in Formen, die sich wandelten. Die im „Sturm auf die
Festung Wissenschaft“ erreichte Prädominanz der SED unter den Historikern
setzte ein Definitionsmonopol dieser Partei durch, das im Laufe der vier Jahr-
zehnte der DDR-Geschichte verschieden umgesetzt wurde.

Kontinuierliche Basis dieses Monopols stellte die Kaderpolitik dar – ich kann
mir hier ersparen, darauf näher einzugehen. Als aber Mitte der siebziger Jahre
deutlich wurde, daß eine unmittelbare deduktive Definition des Geschichtsbil-
des aus der Parteiideologie nicht ausreichte, wurde auf diese Konzeption von
Ingrid Mittenzwei und anderen zurückgegriffen, denn die Situation bei der
Rezeption historischer Arbeiten sah ungefähr folgendermaßen aus: Der Groß-
teil der Menschen wandte sich, nachdem er seinen Pflichtteil an verbaler Zu-
stimmung geleistet hatte, von der Propaganda ab und jenen Feldern zu, die in
überschaubarer Nähe vor Augen lagen und sich unabhängig von der offiziellen
Historiographie erschließen ließen. Mit dem erweiteren Blick auf das histori-
sche Erbe folgte die professionelle Historiographie dieser spontanen Entwick-
lung, versuchte, nunmehr weniger einem unwilligen Publikum die Weisheiten
der Propaganda einzubleuen, sondern mit dem Privileg professioneller Zustän-
digkeit und Methodik dessen Interessen zum Medium der Propaganda zu
machen.

Die unmittelbaren administrativen Eingriffe der SED beschränkten sich mit
dem relativen Erfolg dieser Methode immer mehr auf die negative Selektion
von Themen. Die SED schrieb den Historikern weniger vor, was sie forschen
sollten, sondern was nicht und was hiervon Gegenstand der Propaganda und
weitergreifender Popularisierung wurde.

Zweifellos erweiterten sich hierdurch die individuellen Spielräume der Interes-
senten wie der Historiker, zweifellos vergrößerten sich die Nischen, in denen
sich Interessen entfalten konnten, die nicht SED-konform waren, solange sie
nicht oppositionell wurden. Der politische Inhalt dieser Form der historischen
Forschung offenbarte sich weniger in den positiven Bestimmungen durch die
SED-Führung als in deren Restriktionen, ohne daß diese gänzlich auf positive
Bestimmungen verzichtete.

Zugleich wurde eine Distanz zur unmittelbar von der SED-Führung initiierten
und realisierten Propaganda spürbarer. Nicht wenige Kolleginnen und Kolle-
gen erkauften sich ihre wissenschaftlichen Freiräume durch Produktion und
Autorisierung jener unleidlichen Ergüsse, die allenthalten zu den Akten offizi-
eller Traditionsbeschwörungen angefordert wurden. Eigenständig von Spitzen-
funktionären in die Welt gesetzte Losungen zum Thema konterkarierten teil-
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weise die Debatte der Historiker bis ins Groteske. Gleichsam als Mitnah-
meeffekt konnte sie so z. B. auf preußische Sekundärtugenden rekurrieren, die
dem zentralistischen System, einmal dank historischer Differenzierungsarbeit
von ihrem reaktionären Geruch befreit, durchaus zupaß kamen. Obrigkeitsstaat
und Untertanengeist, diese zuvor so bekämpften preußischen Erbteile, ver-
blaßten als Thema der Auseinandersetzung, wogegen die Symbole des preußi-
schen Absolutismus mehr als beeindrucken sollende Kulisse Honeckerscher
Staatsakte genutzt wurden.

In der Massenpropaganda schlugen sich die Bemühungen der Historiker be-
deutend weniger spürbar nieder. Neufassungen der Schullehrbücher hatten sich
am Anfang der achtziger Jahre nach wie vor den Lehrplänen von 1968 zu
unterwerfen, während die produktiven wissenschaftlichen Debatten in die
hermetische Kultur der Expertentagungen verbannt blieben.

Die jeweiligen Staatsakte zum Luther-Jubiläum und zur 750-Jahr-Feier Berlins
etwa verdeutlichen den politischen Zweck der erweiterten Erbeerschließung
klarer als die in diesem Zusammenhang entstandenen, zum Teil sehr soliden
Forschungsarbeiten. Diesen Propagandaveranstaltungen galt die eigentliche
Aufmerksamkeit der SED-Führung. In einer Unzahl von Veranstaltungen, in
Publikationen mit gewaltigen Auflagen, die über den gesamten Schulungs- und
Medienapparat unters Volk gebracht wurden, wurde versucht, das gültige
Geschichtsbild der SED zu verbreiten. Dem System des Parteilehrjahres der
SED sowie dessen Analoga in den Blockparteien, der „Schulen der sozialisti-
schen Arbeit“ der Gewerkschaft, des FDJ-Studienjahres, aktuell-politischer
Seminare und der „roten Wochen“ an den Universitäten und natürlich dem
Schulunterricht konnte sich letztlich kaum ein DDR-Bürger entziehen. Demge-
genüber standen Forschungsarbeiten der Historiker mit geringen Auflagen und
zu für DDR-Verhältnisse zum Teil exorbitanten Preisen häufig außerhalb des
Propagandaablaufs gerade dann, wenn sie in ihrer wissenschaftlichen Substanz
nicht unbedingt die Propaganda bedienten.

Für den einzelnen Historiker ergaben sich aus den politischen Bedürfnissen der
SED zum Teil günstige Realisierungschancen für Forschungsthemen, die
solider waren als ihre Entstehungszusammenhänge. Vorausgesetzt blieb im-
mer, daß sie diesen politischen Intentionen nicht zuwiderliefen.

Zugleich zeitigte die Erweiterung des historischen Forschungsfeldes unge-
wollte politische Folgen: Die Absicht beispielsweise, gerade religiös gebunde-
ne Teile der DDR-Bevölkerung durch die Neubewertung Luthers in diese
Selbstidentifizierung der DDR zu integrieren, die Herrschaft der SED auf diese
Art und Weise auch für Protestanten zu legitimieren, gelang nur in äußerst
bescheidenem Maße. Der Verzicht auf Widerstand, der im Wort von der „Kir-
che im Sozialismus“ liegt, der Rekurs auf Paulus' Römerbrief vermochten es
nicht, Kirche in das System des Sozialismus zu integrieren, auch wenn es die
„Weißenseer Blätter“ fertigbringen, selbst hartgesottene Stalinisten erröten zu
lassen. Im Gegenteil, es entwickelte sich eher eine Relegitimierung der Kirche,
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was, solange sie in ihrer Weise Widersetzlichkeiten und Abweichungen band,
hingenommen wurde. Als indes Oppositionelle spürbar diesen Freiraum nutz-
ten, griff die SED rasch wieder auf Mittel atheistischer Propaganda zurück und
suchte sich in dem freilich in den Zusammenbruchswirren untergegangenen
„Freidenkerverband“ ein Instrument für einen neuen Kirchenkampf zu schaf-
fen.

Die scheinbare Deregulierung historischer Forschungsfelder endete vor allem
dort, wo das die Gesellschaftstheorie und die Geschichte der Partei selbst
betraf. Bis zum Ende der DDR sollte das Diktum Stalins vom axiomatischen
Charakter der Parteigeschichte in Kraft bleiben. Während historische Persön-
lichkeiten, die der Arbeiterbewegung fern standen oder gar ihre erklärten
Gegner waren (es sei nur an Bismarck erinnert), unter gewissen Aspekten zu
Legitimierungszwecken in die Traditionsbildung aufgenommen wurden, zu-
mindest aber Gegenstand intensiver historiographischer Untersuchungen wa-
ren, blieben die Träger anderer als kommunistischer Konzeptionen innerhalb
der Arbeiterbewegung konsequent außen vor. Allenfalls konnten sie Gegen-
stand polemischer Auseinandersetzungen werden.

Die Debatte in der Sowjetunion ab 1986/87 änderte hier Vorzeichen. Dies
schien der point of no return zu sein. Nunmehr mußte die SED-Führung deutli-
che Entscheidungen treffen: Entweder überließ sie es dem Eigensinn der Histo-
riker, auch das Bild der Parteigeschichte zu hinterfragen, oder aber sie machte
unmißverständlich deutlich: Bis hierher und nicht weiter! Die Konsequenzen
waren absehbar. Überließ sie den Fortgang der Entwicklung der wissenschaft-
lichen Eigendynamik, so hätte sie die Chance eröffnet, daß die Historiker der
DDR sich in den Augen der DDR-Bevölkerung relegitimieren, wie dies in der
Sowjetunion der Fall war. Daß diese Relegitimierung der Historiker nicht
gleichzusetzen wäre mit der Relegitimierung der SED, stand ihr offenbar vor
Augen, weshalb sie sich für die andere Option entschied. Die ersten Reaktio-
nen erfolgten auf dem besonders sensiblen Gebiet der Theoriegeschichte, z. B.
im Streit um Friedrich Nietzsche.

Anfang 1989 verkündete Ernst Diehl, Vorsitzender des Rates für Geschichts-
wissenschaft, angesichts des im Ostblock durchbrechenden Trends zu Glas-
nost', daß die „Schwankungen in dieser Stärke neu“ seien und die SED „länge-
re Zeit gegen den Strom schwimmen“ müsse. Die zum Jahresende 1988/89
veröffentlichten Thesen zum 70. Jahrestag der KPD-Gründung stellten nicht
nur einen rigiden Eingriff in die Forschung dar, sie erklärten ex officio auch
bereits gewonnene Resultate für unzulässig. Da es sich um einen Parteibe-
schluß handelte, demonstrierte er allen Historikern, daß die SED-Führung
willens war, deren relative Selbständigkeit in der Entwicklung einer histori-
schen Legitimation der DDR radikal zu beenden, und verpflichtete zugleich die
SED-Mitglieder unter ihnen – die Mehrheit – auf diese Linie. Der Unmut unter
den Historikern war zwar spürbar, indes gab es keine öffentlich vernehmbare
Gegenstimme wie bei dem analogen Versuch des konservativen KPdSU-
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Flügels in der UdSSR – ich erinnere hier an Nina Andrejewa. Historiker be-
gnügten sich mit Einwänden innerhalb von geschlossenen Gremien für Ge-
schichtswissenschaften, wogegen die Thesen zur KPD-Gründung die gesamte
Propagandamaschine bedienten.

Wurde der letzte Versuch der SED-Führung, das Gesetz des Handelns auf
ideologischem Gebiet wieder fest in den Griff zu bekommen, unter den Bedin-
gungen der folgenden Ereignisse auch gegenstandslos, so hatte er doch einen
interessanten, weiterhin wirksamen Nebeneffekt: In der DDR-Bevölkerung
wurden die Ergebnisse der Historiker durchaus zur Kenntnis genommen.
Gewöhnlich wurde selektiert, wurde versucht, sich auf die unter ideologischer
Drapierung gesammelte Substanz zu konzentrieren. Geduldig warteten Tag für
Tag Tausende vor dem Neuen Palais in Potsdam, um eine Ausstellung zu
besuchen, die sich Friedrich II. und der Kunst widmete, keineswegs, weil die
dort gegebene Interpretation im Rahmen des Erbe-Traditions-Konzepts akzep-
tiert wurde, sondern weil sie für an diesem Kapitel der Geschichte Interessierte
alternativlos Gegenstand der Betrachtung war. Daß von Historikern eine viel-
fältige Lektüre geboten wurde, wurde durchaus anerkannt, nur war das essenti-
elle Mißtrauen gegen den Wahrheitsanspruch der marxistisch-leninistischen
Historiographie ungebrochen, blieben die Darstellungen der DDR-Historiker,
wo überhaupt, zumeist Gegenstand skeptischer Kenntnisnahme, wurden sie
unausgesetzt gemessen an den wenigen davon unabhängigen Präsentationen,
seien dies nun kursierende Bücher westlicher Provenienz, das Fernsehen oder
ähnliches. Eine positive, ja auch nur Aufmerksamkeit heischende Besprechung
eines DDR-Buchs im Westen konnte wahre Wunder bewirken, allerdings nicht
bei der Umverteilung von Papierkontingenten. Wie weit die Rezeption jenseits
des Abkaufs der Bücher ging, scheint mir ein wichtiges Problem weiterer
Forschung zu sein. Ingrid Mittenzweis Friedrich-Biographie war regelmäßig
vergriffen, allein, um mit Lessing zu reden: „Wer wird nicht einen Klopstock
loben? Doch wird ihn jeder lesen? – Nein.“

Die Lautlosigkeit der Historiker der DDR im Kontrast zu ihren sowjetischen
Kollegen bestätigte das vorhandene Mißtrauen der DDR-Bevölkerung. Dieser
einmal verlorene Kredit war mit den um so rascheren Publikationen über
zahlreiche Deformationen des Sozialismus am Jahresende 1989 nicht wettzu-
machen. Aus der Binnensicht eines Historikers kann das Resümee nicht we-
sentlich anders ausfallen: Angesichts des sich keineswegs einstellenden Jubels
über die offenkundige politische Reaktion im letzten Jahr der SED-Herrschaft
gab es nur sehr vereinzelte Stimmen, die auf einen sich an wissenschaftlichen
Kriterien orientierenden Diskurs abzielten. Die immerhin schweijksch ironisie-
rende Reaktion der SED-Parteiorganisation am Zentralinstitut für Geschichte
der Akademie der Wissenschaften auf die Thesen des ZK zum 70. Jahrestag
der KPD – ich zitiere: „Die Thesen entsprachen den Erwartungen der Genossen
des Instituts.“ – offenbarte gleichermaßen die Delegitimation der SED-Führung
im Angesicht wesentlicher Teile ihres „Verwaltungsstabes“ wie dessen resi-
gnative Unterordnung unter wissenschaftsfremde politische Maßgaben.
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Das Unbehagen angesichts einer Situation, in der der eigene wissenschaftliche
Anspruch sich als unvereinbar mit der politischen Überzeugung, jedenfalls aber
mit der Stellung innerhalb eines politischen Systems zeigte, schlug sich schon
kurz nach der Wende in der Legende vom heimlichen Widerstand der Histori-
ker nieder, im regelmäßigen Verweis auf die jenseits ihres politischen Zwecks
bestehende wissenschaftliche Substanz bisheriger wissenschaftlicher Arbeit.
Diese Substanz wird sich, wo sie tatsächlich besteht, im wissenschaftlichen
Diskurs bewähren müssen. Das Versagen der überwiegenden Mehrheit der
Historiker als Bürger, ihre zumeist willige Funktionserfüllung als Instrument
der Propaganda sind unabhängig davon und führen im öffentlichen Diskurs zur
moralischen Entwertung selbst professionell wichtiger Arbeiten. Ich danke
Ihnen. (Beifall)

Vorsitzender Rainer Eppelmann: Herzlichen Dank, Herr Dr. Florath. Die
nun folgende Diskussion wird Herr Professor Ortleb, Mitglied der Enquete-
Kommission, leiten.

Gesprächsleiter Prof. Dr. Rainer Ortleb: Herr Vorsitzender, meine Damen
und Herren! Mit Rücksicht auf die Öffentlichkeit unserer heutigen Anhörung
würde ich gern ein paar Stichworte zu den Lebensläufen der beiden Vortragen-
den nennen. Herr Professor Anweiler ist 1925 geboren, promovierte 1954 in
Hamburg, nach Jahren des Schuldienstes und der Assistenz habilitierte er 1963.
Seit 1963 ist er in verschiedenen Berufungen in Lüneburg und Bochum tätig
gewesen. Seine besondere wissenschaftliche Aufmerksamkeit, auch ausgewie-
sen durch Vizepräsidentschaft und Präsidentschaft in nationalen und interna-
tionalen Gremien, orientierte sich vor allem auf Osteuropa und Sowjetunion. –
Herr Dr. Florath ist 1954 geboren, legte 1973 das Abitur ab und studierte
anschließend nach dem Wehrdienst an der Humboldt-Universität zu Berlin
Geschichte. Es sei vermerkt, daß „Bewährung in der Produktion“ für ein Jahr
darauf schließen läßt, daß er – ironisch ausgedrückt – die Normen eines „so-
zialistischen FDJ-Studenten“ verletzt hat und demzufolge erst in Wiederein-
gliederung erneut ins Studium kam. Trotzdem 1987 Promotion. Er hat in den
heißen Jahren 1989/90 versucht, die SED mit aufzulösen, was ihm nicht gelun-
gen ist, so daß er schließlich politisch in das Neue Forum fand. Heute ist er als
Assistent im Institut für Geschichtswissenschaften der Humboldt-Universität
zu Berlin tätig.

Ich habe bereits drei Wortmeldungen vorliegen, und zwar Herrn Meckel, Herrn
Weber und Herrn Jacobsen. Herr Meckel, bitte.

Abg. Markus Meckel (SPD): Die erste Frage an Herrn Professor Anweiler:
Hier würde ich Sie grundsätzlich bitten, einige Bemerkungen zu den Nachwir-
kungen dessen zu machen, über das Sie da gesprochen haben. Es gehört ja für
uns zu den Schwerpunkten unserer Enquete-Kommission, daß wir eben jetzt
nicht nur historisch fragen wollen, wie es war, sondern daß wir uns damit
beschäftigen wollen, wie die Geschichte nachgewirkt hat und wie wir heute mit
den Folgen umgehen, vor welchen besonderen Problemen wir dabei stehen.


